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Albanischsprachige und Albaner in Griechenland sowie Griechen in Albanien

01. März 2001
Die albanischsprachigen Bevölkerungsteile in Griechenland sind nach Geschichte, Sprache und Bewusstsein keine einheitliche Gruppe. Insofern ist ihre auf griechisch übliche Bezeichnung als "Arvaniten" irreführend. Die internationale Wissenschaft bezeichnet als "Arvaniten" deshalb nur die Angehörigen der Nachfahren von Zuwanderern aus dem südalbanischen Bereich. Die erste und hauptsächliche Einwanderungswelle fand auf Einladung der örtlichen Herrscher ab dem 13. und dann v.a. im 14. und bis in das 15. Jahrhundert statt. 

Seit damals siedeln die Arvaniten in etwa 300 Orten in Südgriechenland. So in Böotien, im östlich daran angrenzenden Attika (dem Umland von Athen), auf einigen Ägäisinseln (u.a. Euböa, Hydra) und auf der Peloponnes. Als Eigenbezeichnung verwenden sie teils ein früher gesamtalbanisches Ethnonym, arbërorë. Die Sprache heißt dann entsprechend arbërisht. Der Großteil hat inzwischen aber auch im eigenen Sprachgebrauch die griechischen Bezeichnungen (arvanitika für die Sprache) übernommen. Die Zahl der Arvaniten wird nach den Kriterien von Sprachgebrauch oder Bewusstsein heute oft auf 150.000 - 200.000 geschätzt. Allerdings ist das Arvanitische nicht nur stark mundartlich gegliedert, sondern seine Sprecher sind inzwischen alle zweisprachig, mit starker Tendenz zu griechischer Einsprachigkeit in der jüngeren Generation. 

Zu der sprachlichen Assimilation trägt bei, dass die Kultur der Arvaniten fast rein dörflich geprägt ist. Wie die griechische Gesellschaft insgesamt orientieren sie sich jedoch stark am urbanen, "nicht-arvanitisch"-griechischen Muster. Verstädterung, Migration und soziale Mobilität haben daher regelmäßig Sprachwechsel und in der Folge auch eine Veränderung der Identität zur Folge. Sogar bewusste Arvaniten sehen sich sowohl als Griechen als auch als Arvaniten, d. h. eine politisierbare ethnische Identität gibt es nicht. Die griechischnationale Seite propagiert, dass man zugleich griechisch und arvanitisch sein kann. Die nie erfolgte Förderung von arvanitischer Sprache und Kultur und die jahrzehntelange, auf allen Ebenen der staatlichen Institutionen sowie vielfach auch in der griechisch-orthodoxen Kirche (der die Arvaniten angehören) betriebene Verdrängung und Prestigeminderung der Minderheitensprache zeigt, dass die Vereinbarkeit im Grunde nur solange akzeptiert wird, wie das noch vorhandene Arvanitische als Übergangsstadium zur völligen Angleichung an die griechischsprachige Umwelt verstanden werden kann. Dies und die albanerfeindliche Stimmung im Griechenland der 1990er Jahre hat dazu geführt, dass arvanitische Vereinigungen sich an der Idee des "Albanertums" orientiert haben. Die Vereinigungen waren Ende der 1970er Jahre gegründet worden. 

Eine kleine zweite Gruppe von Albanischsprachigen bilden die Bewohner einiger Ortschaften im griechisch-bulgarisch-türkischen Grenzgebiet in Thrakien. Sie sind der Rest einer bis 1922/23 größeren örtlichen Konzentration im heutigen Dreiländereck, die sprachlichen Befunden zufolge wohl auf das 16. Jahrhundert zurückgeht. Zu Beginn des 20. Jahrhunderts kamen hierher noch einige Vertreter der albanischen Nationalbewegung, während heute auf der griechischen Seite zwar die albanische Sprache auch bei den jüngeren noch verbreitet ist, das Selbstverständnis aber "arvanitisiert" und griechisch ist. 

Eine dritte albanischsprachige Gruppe ist heute nur noch teilweise vorhanden: die Çamen (griech. Tsamides) in einem schmalen, im Norden an Albanien angrenzenden Küstenbereich von Epirus. Anders als die beiden anderen Teilgruppen sind sie historisch und sprachlich ein Teil des geschlossenen albanischen Sprachgebiets und hatten bzw. haben ein albanisches ethnisches Bewusstsein. Die eigene Sprachbezeichnung z. B. lautet wie in Albanien shqipja. Als etwa je zur Hälfte muslimische und christlich-orthodoxe Minderheit durch die Grenzziehung von 1913 entstanden, wurde der muslimische Teil zwar offiziell vom griechisch-türkischen Bevölkerungsaustausch ausgenommen, tatsächlich jedoch wurde diese muslimische Minderheit diskriminiert. Als Folge der angeblichen Kollaboration mit den italienischen bzw. deutschen Besatzungstruppen und mit der von diesen eingesetzten albanischen Zivilverwaltung im 2. Weltkrieg wurden die verbliebenen ca. 20.000 muslimischen Albaner 1944 von griechischen Truppen kollektiv nach Albanien vertrieben. Die verbliebenen christlichen Çamen gibt es nach griechischer Lesart nicht. Sie sind wenig erforscht, scheinen aber immer noch ein Sonderbewusstsein und ihre Sprache zu besitzen und einem erheblichen amtlichen Druck ausgesetzt zu sein. Sie artikulieren sich jedoch nicht öffentlich. 

Insgesamt hat der griechische Staat die albanischsprachigen Bevölkerungsgruppen nicht gefördert oder nur in ihrer kulturellen Eigenart akzeptiert. In einigen muslimischen çamischen Orten wurde einzig von 1936 bis 1939 halbherzig versucht, muttersprachlichen Unterricht anzubieten. Bis heute trägt Griechenland also wegen seiner verfehlten Minderheitenpolitik nicht zur grenzüberschreitenden Verständigung in Südosteuropa bei. 

Griechen in Albanien 

Die griechische Minderheit in Albanien und die albanische im nordwestlichen griechischen Epirus werden in der jeweiligen national gefärbten Sicht meist ohne Zusammenhang untersucht. Tatsächlich sind beide jedoch Ergebnis des gleichen Vorgangs: In der Folge der Balkankriege 1912/13 wurden durch das vorher einheitliche osmanische Gebiet Grenzen gezogen. Dadurch entstand eine griechische Minderheit in Südalbanien, welche heute teils räumlich kompakt (südlich der Stadt Gjirokastër), teils gemischt mit der albanischen Bevölkerung (im benachbarten Küstengebiet von Saranda und Himara) lebt. Durch Migration kamen die Griechen auch in die Städte Gjirokastër und die Hauptstadt Tirana. Es handelt sich dabei meist um überdurchschnittlich gebildete Angehörige der Minderheit, die für deren Interessenvertretung besonders wichtig sind. Noch unter kommunistischer Herrschaft wurde das Minderheitengebiet definiert. Es umfasst außer Himara die gesamte griechischsprachige Region. Der Minderheitenschutz beschränkte sich damals jedoch auf rudimentäre muttersprachliche Volksschulbildung. Weiterführende griechischsprachige Schulen entstanden erst in den letzten Jahren. 

Wie viele Griechen gibt es in Albanien? Für die Zeit zwischen den Weltkriegen schätzt die beste, vom Völkerbund vorgenommene Zählung 35.000 - 40.000 Griechen. Die letzte albanische Volkszählung sprach 1989 von 58.758 Griechen, während die griechische Regierung zwar keinen offiziellen Standpunkt hat, aber häufig die in der griechischen Öffentlichkeit verbreitete Schätzung von 300.000 - 350.000 Albaniengriechen verwendet. Beide Angaben sind Ausdruck ethnopolitischen Wunschdenkens: Anhand der Wahlergebnisse der 1992 besonders erfolgreichen Sammelpartei der Minderheit, der "Partei der Union zur Verteidigung der Menschenrechte", läßt sich die Zahl (noch vor der großen ökonomisch bedingten Abwanderungswelle nach Griechenland) mit großer Sicherheit auf 100.000 - 120.000 bestimmen. Die Schätzung auf 300.000 - 350.000 schließt einen großen Teil der orthodoxen Albaner und vor allem der aromunischen Minderheit ein. Dieser gleichsam "expansive" Begriff wird auch von den politischen Vertretern der Albaniengriechen verfochten und trägt wesentlich zu albanischen Ängsten vor der Minderheit und vor Griechenland bei. Die mögliche Folge sind ethnonationale Polarisierungen wie bei den Kommunalwahlen im Bereich Himara im Herbst 2000. Es ist insofern bedauerlich, dass albaniengriechische Organisationen zum Boykott der Volkszählung vom April 2001 aufriefen. Der Streit um die Definition der Minderheit ist für diese selbst eine der wichtigsten Belastungen.

Das Drama Der Aromunen

01. März 2001
Die Aromunen, auch Mazedoromanen oder Vlachen genannt, sind die Nachkommen der Bewohner der ehemaligen "Provincia Macedonia"(158 v. Chr. – 467 n. Chr.). Diese umfasste das alte Königreich Mazedonien sowie die Regionen Thessalien und Epirus. Hier, zwischen dem Adriatischen, Jonischen und dem ägäischen Meer bildete sich aus der Verschmelzung der thrako-illyrischen Autochthonen mit den aus der italienischen Halbinsel stammenden Kolonisten das Volk der "wlachophonen" (latinophonen) Aromunen. Zur Zeit des Oströmischen Reiches (467–1453) mussten sie ihre Freiheit gegen die willkürliche zentrale Administration von Byzanz oder gegen räuberische Nomaden mit Waffengewalt verteidigen. Deshalb gründeten sie im Mittelalter autonome staatliche Gebilde, die unter dem Namen "Walachei" eine wichtige Rolle in Südost-Europa spielten. 

Im 17. und 18. Jh. traten sie für eine große Republik aller Nationen in Südosteuropa ein, wo "Gleichheit, Freiheit und Brüderlichkeit" für alle gelten sollten. Nicht zufällig war der geistige Vater der Bewegung für eine "Republik aller freien, gleichberechtigten Völker, unabhängig von ihrer Nationalität, Religion, Rasse und Hautfarbe" der Aromune Riga Fereu Velestin (1757-1798). Am 9./22. Mai 1905 wurde den Aromunen durch eine Irade des letzten Sultans kulturelle, religiöse und Verwaltungsautonomie zugestanden. Vorausgegangen waren Kämpfe gegen die Patriarchalkirche von Konstantinopel, in denen 400 Aromunen starben. Die Patriarchalkirche verlangte, dass griechisch-orthodoxe Gläubige im Osmanischen Reich nicht nur "orthodox", sondern auch griechisch sein müssen. In der zweiten Hälfte des XIX. Jhs. ist es den Aromunen mit Hilfe Rumäniens - dem die Rolle eines Protektors der Latinität im Südosten Europas zuerkannt wurde – gelungen, in über 100 Schulen eigenen Unterricht zu organisieren. In zahlreichen Kirchen konnten die Aromunen den Gottesdienst und die Predigt in ihrer eigenen Sprache hören. 

Nur in der kurzen Zeitspanne von 1905 bis zum Frieden von Bukarest (1913) konnten die Aromunen ihre Sprache und Kultur frei entfalten und pflegen. Obwohl 1913 Griechenland, Bulgarien und Serbien zugesichert hatten, die 1905 erworbene Autonomie der Aromunen zu bewahren, den aromunischen Unterricht zu fördern und je einen eigenen Bischofssitz der Aromunen in allen drei Staaten zuzusichern, unterdrückten sie die Aromunen. 

Das Drama der Aromunen verschärfte sich im XX. Jahrhundert zunehmend. Während des Ersten Weltkrieges befanden sich aromunische Siedlungen an der Front von Thessaloniki. Die Dörfer wurden verlassen oder zerstört, die Bevölkerung evakuiert, vertrieben oder nach Bulgarien in Lager verschleppt. Nach dem Ersten Weltkrieg folgten massive Vertreibungen, und zwar nicht nur aus Griechenland und Bulgarien, sondern in etwas geringerem Ausmaß auch aus Albanien und Jugoslawien. Die Vertriebenen flohen nach Rumänien, Amerika oder Australien. 

Während des Zweiten Weltkrieges wurde ein Großteil der aromunischen Orte im griechischen Gebirge evakuiert. Mein Geburtsort, Livedzi war 1943 durch einen Brand zerstört worden. Während des Bürgerkriegs 1948 wurde Livedzi ein zweites Mal vollkommen niedergebrannt. Vielen anderen Orten ging es genauso. 

Noch heute versucht die griechische Regierung das Aromunische zu verdrängen. Im Dezember 2000 konnte erstmals zu einem Symposium eingeladen werden, welches jedoch nicht das griechische Kultusministerium, sondern das Verteidigungsministerium organisierte. Diese Veranstaltung an der Universität in Thessaloniki sollte das "griechische Bewusstsein" der "wlachophonen Griechen" bezeugen. Hier durfte jedoch nicht Aromunisch gesprochen werden. Trotzdem brachte der deutsche Wissenschaftler, Thede Kahl, es zur größten Genugtuung hunderter von aromunischen Teilnehmern – fertig, seinen Beitrag zum Teil auf Aromunisch vorzutragen. 


Tansania

Tansania: Nach ihrer Vertreibung aus dem Serengeti-Park wurden Massai erneut zwangsumgesiedelt

Massai wehren sich gegen Vertreibung durch Großwildjäger

Göttingen, 27. August 2010

Nach einem Hilferuf aus Tansania hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) die Tourismus-Ministerin des ostafrikanischen Landes am Freitag aufgefordert, die Vertreibung von Massai aus dem Loliondo-Wildpark jetzt zu stoppen. "Bitte verlängern Sie nicht die gerade ausgelaufene Jagdlizenz für Großwildjagden und ermöglichen Sie den Angehörigen des indigenen Volkes so die Rückkehr auf ihr Land", appellierte die Menschenrechtsorganisation an Frau Shamsa Mwangunga. Das arabische Unternehmen Ortello Business Corporation (OBC), das Jagden auf Großwild organisiert, hat in den vergangenen Jahren mehr als 3.000 Massai gewaltsam aus dem Wildpark vertreiben und rund 200 ihrer Behausungen niederbrennen lassen, um eine Rückkehr der Indigenen zu verhindern. 

"Doch ihre Vertreibung wollen die Halbnomaden nicht tatenlos hinnehmen", berichtete der GfbV-Afrikareferent Ulrich Delius. "Sie haben ein breites Bündnis von Nichtregierungsorganisationen in Tansania hinter sich, das sich für ihre Rückkehr in den Wildpark einsetzt." Im April 2010 hatten etwa 3.000 Massai-Frauen die Initiative ergriffen und für eine Rückkehr der Vertriebenen nach Loliondo demonstriert. Viele Frauen waren damals tagelang aus ihren Lagern und Dörfern in die Provinzhauptstadt Ngorongoro gelaufen, um an dem Protest teilzunehmen. Die Behörden reagierten mit Verfolgung: Mehrere Dutzend Frauen wurden verhaftet und Hunderte gewaltsam mit Lastwagen abtransportiert, um weitere Demonstrationen zu verhindern. Die Aktion der Frauen hatte in ganz Tansania Aufsehen erregt. So entstand ein breites Bündnis von Unterstützerorganisationen, dem neben Massai-Aktivisten, Bürgerrechtler, Umweltschützer, kirchliche Organisationen aller Konfessionen, Frauenverbände, Journalisten und Juristen angehören. 

Das Bündnis will durchsetzen, dass die ausgelaufene Jagdkonzession für OBC nicht verlängert wird. Das Unternehmen, das der Familie des Scheichs der Vereinigten Arabischen Emirate gehört, pachtete das Land in Loliondo für Großwildjagden schon 1992. Für Tansanias Regierung ist der Jagdtourismus ein einträgliches Geschäft, das jedes Jahr 80 Millionen in die Kassen des Staates bringt. Das Nachsehen haben die von der Ziegen- und Rinderzucht lebenden Halbnomaden. Die in Loliondo lebenden Massai stammen ursprünglich aus der Serengeti. Als dort 1951 der berühmte Nationalpark gegründet wurde, wurden sie nach Loliondo vertrieben. Nun wurden sie auch dort ausgesiedelt und wissen nicht, wo sie neues Weideland für ihre 50.000 Ziegen und Rinder finden.

Verhängnisvolle Hautfarbe

Verfolgte Albinos in Afrika

Dezember 2010

Menschen mit Albinismus fallen in Europa seltener auf – in Afrika ziehen sie die Blicke auf sich. Viele von ihnen erblinden, rund ein Sechstel erkrankt an Hautkrebs. Die meisten sterben, bevor sie 30 Jahre alt werden. Doch sie leiden hier nicht nur unter der gefährlichen UV-Strahlung der Sonne, sondern insbesondere unter sozialer Diskriminierung. 

In Afrika mangelt es den sogenannten Albinos an elementaren Schutzmitteln wie Sonnencremes und -brillen. Lebensrettende Krebsbehandlungen kann sich kaum jemand leisten. Die Gesundheitsversorgung ist meist unzureichend, es gibt kaum Aufklärung über gesundheitliche Risiken. 

Doch insbesondere die gesellschaftliche Stigmatisierung macht ihnen das Leben schwer: Seit 2007 hat sich eine gefährliche Welle der Gewalt gegen Menschen mit Albinismus entwickelt. In einigen Ländern Afrikas existiert der Aberglaube, "Albinos" hätten übernatürliche Kräfte. Mit ihren Leichenteilen wird reger Handel betrieben. Traditionelle Heiler verwenden diese, um "Zaubertränke" herzustellen. Allein in Tansania, das als das Land mit den meisten "Albinos" weltweit gilt, hat der grausame Aberglaube seit 2008 mindestens 57 Menschenleben gekostet. Hierbei handelt es sich allerdings nur um die dokumentierten Fälle. 

Die tansanische Regierung reagierte auf diese grausame Entwicklung: Im Januar 2009 wurde vorübergehend allen "Heilern" ein Berufsverbot erteilt. Im September 2010 wurde dies für traditionelle Heiler zwar wieder aufgehoben. Dafür wurden aber Kontrollmechanismen für ihre Aktivitäten eingeführt. Im Frühjahr 2009 berief Präsident Kikwete persönlich eine Abgeordnete mit Albinismus ins Parlament, die die Belange ihrer Leidensgenossen vertreten sollte. Er forderte die Bevölkerung auf, mutmaßliche "Albino"-Mörder zu melden. 

Premierminister Mizengo Pinda adoptierte ein Waisenkind mit Albinismus und startete gemeinsam mit Kikwete eine Kampagne gegen den barbarischen Aberglauben und die Morde an Menschen mit Albinismus. Die Regierung entwickelte außerdem Strategien, um die Krebszahlen einzudämmen: Drei neue Behandlungszentren für Krebspatienten werden eingerichtet, Menschen mit Hautstörungen sollen zukünftig mit entsprechenden Medikamenten versorgt werden. 

Neben der Regierung beteiligten sich religiöse Organisationen, Medien und andere Interessengruppen an Kampagnen für die Aufklärung der Bevölkerung hinsichtlich der "Albinos". Menschen mit Albinismus organisierten sich in Selbsthilfegruppen und zivilgesellschaftlichen Organisationen, um für eine Sensibilisierung der tansanischen Öffentlichkeit und mehr Schutz von Seiten der Regierung zu kämpfen. 

Ende Oktober 2010 wurde im tansanischen Wahlkreis Lindi-Stadt erstmals ein Kandidat mit Albinismus, Salum Khalfani Bar’wani, ins nationale Parlament gewählt. Der 51-Jährige versprach, sich besonders für "Albinos" einzusetzen. 

Der gefährliche Aberglaube und die skrupellose Verfolgung von "Albinos" ist auch in anderen afrikanischen Ländern wie Kenia, Burundi, die Demokratische Republik Kongo und Uganda verbreitet. Das Wissen um die genetischen Ursachen ihres Aussehens ist in diesen Ländern sehr gering. In den meisten afrikanischen Gesellschaften sind Menschen mit Albinismus Außenseiter. In manchen Landstrichen hält man sie für unsterbliche Geister.
Kampf gegen den Aberglauben in Tansania 
Mai 2011
 

Menschen mit Albinismus leben in Tansania in ständiger Gefahr. Aufgrund ihrer extremen Lichtempfindlichkeit haben sie ein hohes Hautkrebsrisiko. Doch neben den gefährlichen UV-Strahlen sind es auch soziale Faktoren, die das Leben für Menschen mit Albinismus in Tansania erschweren: Stigmatisierung und Verfolgung sind an der Tagesordnung. 

Besonders im ländlichen Raum verbreiten Medizinmänner den Aberglauben, die Extremitäten von Menschen mit Albinismus hätten heilende Kräfte. Vereinzelt wurde von Gerüchten berichtet, Geschlechtsverkehr mit einem "Albino" könne sogar HIV heilen. In Burundi und Tansania wurde seit 2008 von mehr als 100 Übergriffen und regelrechten Hetzjagden berichtet. Medienberichten zufolge wurden Kindern Arme und Beine abgeschlagen, Frauen wurden vergewaltigt. Kriminelle Medizinmänner mischen aus Körperteilen oder dem Blut "Zaubertränke", die den Käufern angeblich zu Reichtum verhelfen sollen. 

In Afrika leben Menschen mit Albinismus und ihre Familien oft am Rand der Gesellschaft, da die Geburt eines Kindes mit Albinismus als "schlechtes Omen" gilt. Der Verein "Tanzania Albino Society" schätzt, dass es bis zu 200.000 Menschen mit Albinismus unter den 38 Millionen Einwohnern in Tansania gibt. Es ist das Land mit den meisten weltweit. 

 
Türkei

Die Kurden 
Ein Überblick 
Die Kurden zählen zu den indoeuropäischen Völkern. Mit 30-35 Millionen Menschen sind sie weltweit das größte Volk ohne eigenen Staat. Ihr Siedlungsgebiet wurde nach dem 1. Weltkrieg zwischen den neu entstandenen Staaten Syrien, Irak, Türkische Republik und Iran aufgeteilt. Eine kurdische Streuminderheit lebt in der ehemaligen Sowjetunion. 


Das alte Siedlungsgebiet 

Die unwegsame Gebirgsgegend ihres Siedlungsgebietes bildete seit jeher eine natürliche Grenze zwischen dem Osmanischen und dem Persischen Reich, die schlecht kontrollierbar ist. Daher blieben die regionalen kurdischen Herrscher lange Zeit weitgehend unabhängig. Offene Grenzen ermöglichten ihnen den ungehinderten Übertritt von einem Reich ins andere. Die kurdische Bevölkerung empfand sich bis ins 20. Jahrhundert vor allem als Angehörige bestimmter Stämme. Zweites identitätsstiftendes Element war die Zugehörigkeit zum Islam vorwiegend sunnitischer Prägung. Ein Gesamtkurdisches Nationalgefühl entwickelte sich erst im 20. Jahrhundert unter dem Einfluss europäischer Ideen und als Reaktion auf die Zentralisierungs- und Assimilierungsbestrebungen der jeweiligen Staaten. 

Als nach dem Ersten Weltkrieg das Territorium des Osmanischen Reiches aufgeteilt wurde, stimmte nur ein Teil der Kurden mit der Forderung nach einem kurdischen Staat überein, andere Stammesführer sahen ihre Machtinteressen durch die Loyalität zu den neu entstandenen Nationalstaaten garantiert. Die innerkurdische Zerrissenheit verhinderte einen gemeinsamen Kampf um einen eigenen Staat oder zumindest eine Autonomie für die kurdisch besiedelte Region. So kam es zu verschiedenen Zeiten in den einzelnen Staaten immer wieder zu Aufständen, während derer die jeweils kämpfenden Kurden sich in den meisten Fällen von einem der Nachbarstaaten unterstützen ließen, selbst wenn diese ihrerseits die innerhalb ihrer eigenen Grenzen lebenden Kurden unterdrückten. 


Kurden in der Türkei 

1923 schlossen die Türkei als unabhängige Republik und die Alliierten des Ersten Weltkriegs den Vertrag von Lausanne. Ursprünglich durch den Vertrag von Sevres (1920) anerkannte Minderheiten, so auch die Kurden, wurden nicht mehr berücksichtigt. Fortan existierten in der Türkei offiziell nur noch die religiösen Minderheiten der Juden, Armenier und griechisch-orthodoxen Christen. Die Kurden wurden entsprechend des islamischen Nationenbegriffs mit allen anderen zwar gleichfalls islamischen aber ethnisch und kulturell verschiedenen Gruppen wie Tscherkessen oder Lasen als türkischer Staatsangehöriger der türkischen Nation eingegliedert. Alle Moslems, die einen türkischen Pass besitzen und damit türkische Staatsbürger sind, gelten automatisch als Türken. Kulturelle oder ethnische Unterschiede werden geleugnet. Diese Bezeichnung kennzeichnet zugleich die unteilbare Einheit von Staatsgebiet und Staatsvolk bei - zumindest theoretischer - Garantie der Gleichberechtigung aller Bürger. 

Diese starre Haltung aller bisheriger Regierungen in der Türkei hat zu einem starken Assimilationsdruck und zu heftigen Aufständen geführt. Die Worte Kurde und Kurdistan wurden aus allen Schulbüchern, Lexika und Landkarten getilgt oder gelten nur noch für die Kurden in den Nachbarstaaten. Die öffentliche Verwendung der Sprache ist verboten, ebenso sind dies kurdische Kulturvereine und politische Parteien. Kurdische Schulen wurden nicht zugelassen. Kurdische Zeitungen, Zeitschriften und Bücher werden immer wieder beschlagnahmt oder verboten, Verlage geschlossen. Kurdische Familien- und Ortsnamen wurden turkifiziert. 1934 wurde ein Gesetz erlassen, das die Zwangsumsiedlung solcher Bevölkerungsgruppen, die nicht mit der nationalen Kultur verbunden sind, rechtfertigt. 

Seit 1979 werden regelmäßige Razzien des Militärs in den kurdischen Dörfern durchgeführt. Seit August 1984 führt die Arbeiterpartei Kurdistans (PKK), in der Bundesrepublik mittlerweile verboten, einen Guerillakrieg gegen militärische und zivile staatliche Einrichtungen, aber auch gegen Kurden, die der Zusammenarbeit mit dem Staat bezichtigt werden. Dieser Aufstand wird von der türkischen Regierung nicht mit politischen Mitteln unter Einbeziehung der politisch arbeitenden kurdischen Opposition geführt, sondern mit brutalem militärischen Einsatz, der keine Rücksicht auf die Zivilbevölkerung nimmt. Dem Bericht einer Untersuchungskommission des türkischen Parlamentes von 1998 zufolge wurden insgesamt 3.428 Dörfer zerstört und drei Millionen Kurden zu Flüchtlingen. Allein das kurdische Siedlungszentrum in der Türkei Diyarbakir nahm ca. eine Million Flüchtlinge auf. 5.500 Zivilisten wurden in diesem brutalen Krieg getötet, 17.000 verletzt. 2.200 von 5.000 Schulen und 740 von 850 Gesundheitsstationen wurden geschlossen. Hinzu kamen Maßnahmen des Staates wie Weideverbot, Verminung der Almwege. Die Politik im Staat wird faktisch vom Nationalen Sicherheitsrat diktiert, der zu einer Art Staat im Staat geworden ist. 

Die Zivilbevölkerung ist dem Druck der auf Zusammenarbeit drängenden radikalen Guerilla und der mit Ausnahmerechten ausgestatteten türkischen Behörden und Militärs ausgesetzt. Sie steht zwischen den Fronten. Hunderte sitzen wegen Unterstützung der PKK oder wegen des bloßen Verdachts darauf im Gefängnis. Im Februar 1994 wurden gewählte kurdische Parlamentarier der DEP-Partei (Leyla Zana u.a.) inhaftiert, kurdische Parteimitglieder und Journalisten wurden und werden verfolgt, gefoltert oder von unbekannten Tätern ermordet. 1998 wurde auch die Führungsspitze ihrer Nachfolgepartei HADEP verhaftet sowie etliche ihrer Funktionäre. 

Mit der Festnahme von Abdullah Öcalan am 15.02. 1998 und seiner Verschleppung in die Türkei war die PKK mit ihren Bemühungen endgültig gescheitert, sich zu einer legalen Vertreterin der "türkischen Kurden" zu entwickeln. Am 29. 06. 1999 verurteilte das türkische Staatssicherheitsgericht Abdullah Öcalan zum Tode. Unter dem Druck des Auslands und im eigenen Interesse setzte die Türkei die Todesstrafe aber aus. Das kooperative Verhalten des PKK-Führers mit dem türkischen Staatssicherheitsgericht kostet die PKK viele Anhänger. Dennoch bleibt sie die Stärkste, wenn nicht die einzige handlungsfähige kurdische Organisation in der Türkei. 

Eine Auflösung der PKK, wie von manschen Analytikern erwartet wurde, kam nicht zustande. Ganz im Gegenteil, die PKK stabilisierte sich allmählich. Die mit der PKK konkurrierenden kurdischen Organisationen in der Türkei konnten sich nicht zu einer wirklichen Alternative entwickeln, die für die Kurden in der Türkei aber von großer Bedeutung wäre. Um ihre nationalen und demokratischen Rechte durchsetzen zu können, brauchen die Kurden in der Türkei eine gemeinsame demokratische Vertretung, die sowohl von der kurdischen Bevölkerung als auch von der internationalen Gemeinschaft akzeptiert wird. 

Im Dezember 1999 wurde die Türkei offiziell zum EU-Beitrittskandidat erklärt, im Oktober 2005 hat die EU Beitrittsverhandlungen mit der Türkei aufgenommen. Alle kurdischen Organisationen treten für einen EU-Beitritt der Türkei ein. Die Kurden erhoffen für sich als Volksgruppe noch im Prozess der Beitrittsverhandlungen eine verbesserte rechtliche Stellung. Diese Hoffnungen haben aber keine Grundlage. Die EU verfügt in der Türkeipolitik weder über eine gemeinsame Haltung noch hat sie eine deutlich formulierte Kurdenpolitik.

"Die Ehre der Wissenschaft in der Türkei" soll wieder ins Gefängnis 
Prozess soll Kurden-Experten Besikci zum Schweigen bringen
Göttingen/Berlin, 27. Juli 2010

Als "skandalösen Versuch, eine kritische Stimme für die Kurden zum Schweigen zu bringen", hat die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) den geplanten Prozess gegen den international renommierten türkischen Soziologen und Buchautoren Ismail Besikci bezeichnet. Er soll sich von Mittwoch an in Istanbul vor der 11. Strafkammer für besonders schwere Verbrechen verantworten. Dem bekannten Kurden-Experten wird vorgeworfen, für die verbotene kurdische Arbeiterpartei (PKK) Propaganda betrieben zu haben. Die Staatsanwaltschaft fordert eine Haftstrafe von insgesamt achteinhalb Jahren. "Doch Besikci beschäftigt sich rein wissenschaftlich mit der Lage der 15 Millionen Kurden in der Türkei. Ihn dafür zu bestrafen, ist reine Willkürjustiz", sagte GfbV-Nahostreferent Dr. Kamal Sido. Besikci hatte im Rahmen seiner Forschungen in der türkischsprachigen Zeitschrift "Unser Zeitalter" den wissenschaftlichen Beitrag "Nationale Selbstbestimmung und die Kurden” veröffentlicht. Dem Herausgeber der Zeitschrift, Zeycan Balci, drohen ebenfalls achteinhalb Jahre Haft. 

Wegen seiner kritischen Veröffentlichungen über die Verfolgung und Diskriminierung der Kurden wurde Besikci in den vergangenen vier Jahrzehnten zu insgesamt 100 Jahren Haft und einer Geldstrafe von zehn Milliarden Lira (rund 5,1 Milliarden Euro) verurteilt. Acht Mal hat er eine Strafe tatsächlich antreten und deshalb insgesamt 17 Jahre in türkischen Gefängnissen verbringen müssen. Ihm war u.a. die "Gründung einer geheimen Ein-Mann-Organisation" vorgeworfen worden. 32 seiner 36 Bücher, die sich nicht nur der kurdischen Frage, sondern auch der Verfolgung der religiösen Minderheiten der Aleviten, Yeziden oder der armenischen syrisch- und griechisch-orthodoxen Christen widmen, waren oder sind in der Türkei verboten. 

Türkische, kurdische und andere Intellektuelle haben weltweit eine Kampagne zur Unterstützung von Ismail Besikci unter dem Motto "Bilimin Namusa yalniz basina degildir!" (Die Ehre der Wissenschaft wird nicht allein gelassen!) gestartet. Die GfbV unterstützt diese internationale Aktion. Die in Göttingen ansässige internationale Menschenrechtsorganisation wird sich in den nächsten Tagen an deutsche Politiker und Parteien wenden mit der Forderung, Druck auf die Regierung in Ankara auszuüben, das Verfahren gegen den Soziologen einzustellen. Die GfbV hat in den vergangenen vier Jahrzehnten immer wieder auf die Parteilichkeit der türkischen Justiz aufmerksam gemacht.
Massengräber öffnen, Morde aufklären! 
Versöhnung zwischen Kurden und Türken initiieren!

Göttingen, 25. Februar 2011
Im überwiegend von Kurden besiedelten Osten der Türkei werden ständig neue Massengräber gefunden. Medienberichten zufolge sollen es inzwischen 114 sein. Zuletzt wurden am 20. Januar 2011 in einem Tal bei der Ortschaft Mutki in der Provinz Bitlis acht menschliche Skelette entdeckt. Dort waren bereits am 6. Januar 2011 die sterblichen Überreste von zwölf Toten exhumiert worden. Die Suche wird fortgesetzt, weil vermutet wird, dass bei Mutki bis zu 36 Tote verscharrt wurden. 

Der GfbV liegt eine Liste mit den Namen von 818 Kurden vor, die zwischen dem Jahr 1980 und 2000 verschwunden sind. Insgesamt sollen es bis zu 17.000 Kurden sein, die während des türkisch-kurdischen Bürgerkrieges verschleppt wurden. Ihre Angehörigen müssen davon ausgehen, dass sie ermordet wurden. Doch sie leiden unter quälender Ungewissheit.
[…]
Um die Grundlage für ein friedliches Zusammenleben zwischen allen türkischen Staatsbürgern – Türken wie Kurden - zu schaffen, ist dringende Notwendigkeit, das Schicksal der vermissten Kurden schonungslos aufzuklären.

Die Türkei strebt in die Europäische Union (EU). In vielen europäischen Ländern leben große ethnische Minderheiten. In Italien gibt es 300.000 deutsche Südtiroler, in Spanien sechs Millionen Katalanen, in Großbritannien acht Millionen Waliser und Schotten. Ihnen allen wurde regionale Selbstverwaltung gewährt, ihre Sprachen und Kulturen sind gleichberechtigt. Auch viele andere EU-Mitgliedsstaaten haben kleineren Volksgruppen und Nationalitäten weitreichende Rechte gewährt. Doch die Politik der Türkei verharrt in ihrer Minderheitenfeindlichkeit. Darüber konnte auch die Präsentation Istanbuls als "Kulturhauptstadt Europas 2010" nicht hinwegtäuschen. Noch immer genießen religiöse und ethnische Minderheiten - ob Christen wie die Armenier, Syrisch- und Griechisch-Orthodoxe, Katholiken und Protestanten oder Kurden, Aleviten und Yeziden – in der Türkei nicht dieselben Rechte und Freiheiten wie die türkische Bevölkerung. Solange Ihr Land seine Minderheitenpolitik nicht den europäischen Maßstäben anpasst, kann die Türkei kein gleichwertiges Mitglied in der EU werden! 

Wir geben zu bedenken, dass der Konflikt mit der kurdischen Bevölkerung der Türkei militärisch nicht zu lösen ist. Nur durch eine föderale Verfassung nach bundesdeutschem Vorbild oder die Schaffung regionaler Autonomien nach spanischem Modell könnte die Integration der 15 Millionen Kurden in der Türkei gelingen und die Verfolgung und Unterdrückung dieser und anderer Volksgruppen endlich beendet werden. 

Unsere Menschenrechtsorganisation weist darauf hin, dass auch in der heutigen Türkei unter Ihrer Herrschaft noch immer mehr als 7.000 Kurden, darunter 3.000 Kinder und Jugendliche, als politische Gefangene inhaftiert sind. Im Südosten des Landes, dem Hauptsiedlungsgebiet der Kurden, darf keine einzige kurdische Schule existieren. Mehr als 3.876 von der Armee zerstörte kurdische Dörfer liegen in Trümmern und sogar türkische Intellektuelle werden wegen ihrer Publikationen zu kurdischen Themen zu langjährigen Haftstrafen verurteilt.
Türkei: Kurden bezeichnen Kandidaturverbot als "Kriegserklärung" – GfbV warnt vor Gewalteskalation 
Deutsch-türkische Organisationen sollen prokurdische Kandidaten für Wahlen in der Türkei in Schutz nehmen

Göttingen, 20. April 2011

Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) hat am Mittwoch vor einer neuen Eskalation des Kurdenkonfliktes in der Türkei gewarnt. Dringend rief die Menschenrechtsorganisation den grünen Spitzenpolitiker Cem Özdemir sowie Institutionen und Organisationen der deutsch-türkischen Mitbürger in Deutschland dazu auf, auf die türkische Regierung einzuwirken, den Ausschluss prominenter kurdischer Kandidaten von den Wahlen in der Türkei rückgängig zu machen. "Wir sind alarmiert, denn es gibt bereits Stimmen, die das Kandidaturverbot für Leyla Zana, Hatip Dicle, Serafetin Elçi und neun anderer Politiker als Kriegserklärung an die kurdische Bevölkerung bezeichnen", heißt es in dem GfbV-Schreiben. Die staatliche Wahlkommission der Türkei hat zwölf Bewerber, die meisten von ihnen Kurden, unter Hinweis auf frühere Haftstrafen von einer Kandidatur ausgeschlossen. 

"Diese kurdischen Politiker mussten zum Teil langjährige Gefängnisstrafen verbüßen, weil sie mutig ihr Recht auf Rede- und Meinungsfreiheit wahrgenommen haben", berichtete der GfbV-Generalsekretär Tilman Zülch. Leyla Zana beispielsweise habe im türkischen Parlament bei ihrer Vereidigung in ihrer Muttersprache Kurdisch betont, dass sie sich für ein friedliches Zusammenleben von Türken und Kurden einsetzen werde. Andere Kandidaten hätten Rechte für die kurdische Volksgruppe eingefordert, so wie sie in einem demokratischen Staat selbstverständlich gewährt worden wären. "Schon deshalb müssen die ausgeschlossenen Bewerber unbedingt in Schutz genommen werden", mahnte Zülch. 

In den Gefängnissen des NATO-Staates Türkei sind nach GfbV-Angaben bis zu 7 000 kurdische politische Gefangene inhaftiert. Etwa 3.876 von der türkischen Armee zerstörte kurdische Dörfer liegen immer noch in Trümmern. Insgesamt sollen bis zu 17.000 Kurden während des türkisch-kurdischen Bürgerkrieges verschleppt worden sein. Ihre Angehörigen müssen davon ausgehen, dass sie ermordet wurden. Doch Gewissheit haben die meisten bis heute nicht erhalten. 

Zur Parlamentswahl am 12. Juni in der Türkei ist es der kurdischen Nationalbewegung erstmals gelungen, eine Allianz zu schmieden. Um die Zehn-Prozent-Hürde zu umgehen, wollen die Parteien ihre Politiker als unabhängige Kandidaten zur Direktwahl aufstellen. Die prokurdische Partei des Friedens und der Demokratie (BDP), die konservative KADEP und die HAK PAR unterstützen insgesamt 61 unabhängige Kandidaten. Es wird erwartet, dass 35 von ihnen den Sprung ins Parlament schaffen werden. Die BDP hält zurzeit 20 Sitze.

Sechs prokurdische Abgeordnete noch in türkischer Haft
14. Juni 2011

Sechs inhaftierte Politiker, die als unabhängige Kandidaten für die prokurdische Allianz für Arbeit, Freiheit und Demokratie nominiert und nun ins türkische Parlament gewählt wurden, sitzen nach Informationen der Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) in Göttingen noch immer im Gefängnis. Die Menschenrechtsorganisation forderte am Dienstag die sofortige Freilassung der künftigen Abgeordneten, die wegen angeblicher "Mitgliedschaft in einer terroristischen Organisation" im Vorfeld der Wahlen eingesperrt wurden. Tatsächlich setzten sich die Politiker nach GfbV-Angaben für politische, kulturelle und nationale Rechte der kurdischen Bevölkerung in der Türkei ein. Unter den Gefangenen befindet sich der populäre kurdische Politiker Hatip Dicle aus der südanatolischen Kurden-Metropole Diyarbakir. Er errang dort mit 80.000 Stimmen den Wahlsieg. 

Auch seine prokurdischen Parteifreundinnen und Freunde Selma Irmak aus Sirnak (46.000 Stimmen), Faysal Sariyildiz aus Sirnak (40.000 Stimmen), Gülseren Yildirim aus Mardin (56.000 Stimmen), Ibrahim Ayhan aus Urfa (77.000 Stimmen) und Kemal Aktai aus Van (65.000 Stimmen) wurden mit großer Mehrheit ins Parlament gewählt. 

Um Dicle den Weg ins Parlament noch schnell zu versperren, verurteilte ihn ein Gericht drei Tage vor der Wahl am 9. Juni zu einer Gefängnisstrafe von einem Jahr und acht Monaten. Dicle wurde zum ersten Mal 1991 ins türkische Parlament gewählt. Weil er sich jedoch für ein gleichberechtigtes Zusammenleben von Türken und Kurden einsetzte, hob das Parlament 1994 die politische Immunität des Politikers und seiner Freunde auf. Im Dezember des gleichen Jahres wurden Dicle und die früheren Abgeordneten Leyla Zana, Orhan Doian und Selim Sadak wegen Mitgliedschaft in einer terroristischen Organisation und Landesverrat mit 15 Jahren Gefängnis bestraft. Aufgrund großer internationaler Solidarität wurden die Politiker jedoch nach fast zehn Jahren Haft im Juni 2004 freigelassen. Dicle erhielt politisches Betätigungsverbot und wurde im April 2010 erneut festgenommen. Seitdem befindet er sich in Haft. 

"Hatip Dicle wird bestraft, weil er sich für eine demokratische und vielfältige Türkei einsetzt, in der neben Türken auch Kurden, Assyrer-Aramäer, Armenier, Lasen, Aleviten und Yeziden frei und gleichberechtigt leben können", kritisiert der GfbV-Gründer Tilman Zülch. Bei den Wahlen am vergangenen Sonntag hat die prokurdische Allianz trotz Massenverhaftungen und Schikanen wie Kandidaturverboten einen großen Sieg errungen. Es wurden 36 prokurdische unabhängige Kandidaten ins Parlament gewählt, unter ihnen auch ein Vertreter der christlichen Minderheit der Assyrer-Aramäer. Erol Dora wird der erste assyro-aramäische Politiker sein, der je in einem türkischen Parlament saß. Er wurde von der prokurdischen Partei BDP nominiert und von der kurdischen muslimischen Bevölkerung in der Provinz Mardin unterstützt, für ihn votierten etwa 53.000 Wahlberechtigte.
Iranische Armee greift kurdische Dörfer an 
Drei Tote und hunderte Flüchtlinge in Irakisch-Kurdistan durch iranischen Artilleriebeschuss
Göttingen/Arbil, 26. Juli 2011

Mindestens drei Zivilisten sind durch Artilleriebeschuss der iranischen Armee in den vergangenen zwei Wochen in Irakisch-Kurdistan getötet worden. Elf wurden verletzt. Nach Informationen des Büros der Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) in Arbil, der Hauptstadt des autonomen Bundesstaates Irakisch-Kurdistan, mussten außerdem hunderte Familien die Flucht ergreifen. 

"Die Angriffe der iranischen Armee auf die Zivilbevölkerung von Irakisch-Kurdistan stellen eine gefährliche Aggression gegen das freie und friedliche Kurdistan dar und sind mit der Türkei offenbar gut koordiniert worden", sagte Dr. Mahmud Othman, langjähriges Führungsmitglied der Kurdischen Nationalbewegung und Mitglied des irakischen Nationalparlaments, in einem Telefonat mit der GfbV, "denn der türkische Außenminister, Ahmet Davuto?lu, führte am 11. Juli Gespräche im Iran und in der vergangenen Nacht haben die iranische und die türkische Luftwaffe nahezu zeitgleich einige Dörfer im Distrikt Sidkan im Dreiländereck Iran-Irak-Türkei angegriffen." Dort gibt es insgesamt 254 Siedlungen mit rund 10.000 Einwohnern. 

Iranische Artillerie hatte bereits am frühen Montagmorgen die sechs Dörfer Sured, Qirnaqan, Pisht Ashan, Sinemok, Kaskan, Ashqulke sowie die Sommeralmen von Singeser unter Beschuss genommen. Am Abend feuerten iranische Streitkräfte gegen 20 Uhr Granaten auf die fünf Siedlungen Suregul, Maredo, Beste, Eske Sere und Eske Xware. 

Begründet werden Angriffe stets mit der Bekämpfung kurdischer Rebellengruppen, die sich in der Grenzregion verstecken. "Tatsächlich wollen sich jedoch weder der Iran noch die Türkei damit abfinden, dass Kurden in ihrer direkten Nachbarschaft, erfolgreich eine eigne Verwaltung aufgebaut haben", sagte Othman. Der Iran und die Türkei befürchteten, dass Kurden in den beiden Ländern dem Beispiel von Irakisch-Kurdistan folgen und auch dort Autonomie und Selbstverwaltung fordern. Der gewählte Präsident von Irakisch-Kurdistan, Masud Barzani, hat bereits mehrfach an die iranische Regierung appelliert, die Probleme friedlich zu lösen.

Kurdische Dörfer bombardiert 
Angriffe der türkischen Armee auf das friedliche demokratische Bundesland Irakisch-Kurdistan sind "unerhörte Aggression"
Göttingen, 18. August 2011

Die Gesellschaft für bedrohte Völker (GfbV) verurteilt die Angriffe der türkischen Luftwaffe und Armee auf zahlreiche kurdische Dörfer im Nordirak als "unerhörte Aggression" auf das friedliche autonome Irakisch-Kurdistan. Nach den Angriffen der PKK auf türkische Soldaten habe die türkische Regierung einmal mehr ihre Aggressivität gegen das gesamte kurdische Volk offenbart und Bergdörfer in den irakischen Distrikten Sidkan, Nawdash, Rawanduz, Zazawa und Kandil bombardiert. Außerdem wurden in der vergangenen Nacht Ziele in der Provinz Hakkari in der überwiegend von Kurden besiedelten Südosttürkei angegriffen. 

Der Bürgermeister des irakisch-kurdischen Dorfes Zawkly berichtete gegenüber der kurdischen Presseagentur Peyamner, dass der Strom und die Telefonnetze in der ganzen Region zusammenbrachen. Die Zivilbevölkerung suchte Schutz in umliegenden Berghöhlen. Bisher konnten keine Angaben über Tote und Verletzte gemacht werden. Viele �"cker sind zerstört, in einigen Gegenden ist zu Waldbränden gekommen und eine große Anzahl von Vieh wurde getötet. 

"Die türkische Regierung unter Ministerpräsident Recep Tayyip Erdogan riskiert trotz der Friedensbemühungen der kurdischen Organisationen und türkischer zivilgesellschaftlicher Initiativen eine neue Eskalation des Krieges gegen die Kurden in der Türkei und im Irak", warnte der GfbV-Gründer Tilman Zülch am Donnerstag in Göttingen. Seit Jahren weist die GfbV immer wieder darauf hin, dass der Konflikt mit der kurdischen Bevölkerung der Türkei nicht militärisch zu lösen ist. Nur durch eine föderale Verfassung nach bundesdeutschem Vorbild oder der Schaffung regionaler Autonomien nach spanischem Modell könne die Integration der 15 Millionen Kurden in der Türkei gelingen. 

Von der deutschen Bundesregierung erwartet die GfbV eine entschiedene Strategie zur Durchsetzung der Rechte der Kurden, für die Freilassung der rund 7.000 kurdischen politischen Gefangenen, die Aufklärung des Schicksals von rund 17.000 während des Bürgerkrieges 1984 -1999 verschwundenen und höchstwahrscheinlich ermordeten Kurden und ein von der EU unterstütztes Wiederaufbauprogramm für die in diesem Zeitraum zerstörten 4.000 kurdischen Dörfer. Auch im Hinblick auf die 800.000 Kurden in Deutschland müsse sich Bundeskanzlerin Angela Merkel für ein sofortiges Ende der Gewalt in der Türkei einsetzen.
Die Aleviten in der Türkei 
Das Alevitentum ist eine liberal-islamische Glaubensgemeinschaft. Sie gilt als die zweitstärkste islamische Konfession. Von den etwa 68 Millionen Einwohnern der Türkei bezeichnen sich über 20 Millionen Menschen türkischer, turkmenischer, kurdischer und arabischer Herkunft als Aleviten. Der Begriff "Alevit" stammt von dem Namen "Ali" und bedeutet soviel wie "Ali-Anhänger". Die Bezeichnung "Alevit" wird auch als Sammelbegriff für die religiösen Untergruppen wie Kizilbas-Aleviten, Bektasi-Aleviten, Tahtaci-Aleviten und weitere Gruppen benutzt. 


Quelle: Gesellschaft für bedrohte Völker

